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Es waren nur Landtagswahlen – und das
im Osten, dessen politische Gefühlswelten
sowieso nicht immer bundesweit verallge-
meinerbar sind. Und doch ergibt sich nach
den Wählervoten in Sachsen, Branden-
burg und Thüringen auch bundespolitisch
ein ernüchterndes Bild: Die Große Koali-
tion könnte zum Dauerzustand werden.
Denn jetzt erodiert nach dem linken auch
das konservative Lager.

Vordergründig brachten die drei Land-
tagswahlen dieses Herbstes ein Signal der
Stabilität. Mit der CDU in Sachsen, der SPD

in Brandenburg und – ob-
wohl bei schwacher eigener
Performance – auch der CDU
in Thüringen liegen dreimal

die Titelverteidiger klar an der Spitze. In
Zeiten, in denen die Innenpolitik fast
komplett hinter den akuten internationa-
len Krisenthemen verschwindet, ist Wech-
selstimmung weit weg. Sogar im chronisch
unzufriedenen Osten.

Aber man muss nicht lange an dieser
Wahrnehmungs-Oberfläche kratzen, um
zu sehen, welche Trends gleich dahinter
deutlich werden. Die immer miesere Wahl-
beteiligung zum einen, die schlicht Des-
interesse signalisiert (was oft etwas ande-
res ist als akute Unzufriedenheit). Zum an-
deren aber auch das Abschmelzen alter-
nativer Machtoptionen durch politische
Erosionsprozesse.

Bei der SPD gilt das überall dort, wo
sie erkennbar nicht mehr selbst um politi-
sche Führung konkurriert, sondern aus
eigener Schwäche nur noch um die Rolle
als kleiner Koalitionspartner.Wie schon in
Bayern ist daraus auch in Sachsen und nun
Thüringen eine Abwärtsspirale geworden,
die weit über die betroffenen Länder hi-

naus auch im Bund die Konkurrenzfähig-
keit gegenüber der Union berührt. Aber
auch bei der Union bröckelt es jetzt, weil
das Potenzial ihres konservativen Flü-
gels von der Alternative für Deutschland
(AfD) aufgesogen wird – oder zu werden
droht.

Dabei ist das zweistellige AfD-Ergebnis
im Osten zunächst nur ein erstes Alarm-
zeichen, machtpolitisch sogar noch ver-
gleichsweise irrelevant und zudem für die
CDU regionalbedingt glimpflich. Denn im
Osten sind konservative Ängste und Sicht-
weisen mindestens so stark in der Links-
partei vertreten. Wie in der CDU und im
Osten gibt es – erkennbar in Sachsen – zu-
sätzlich noch den Effekt, dass rechte Kli-
scheewähler teilweise bereits von der NPD
gebunden waren, die als Nebenwirkung
des AfD-Erfolgs nun verlor.

Aber im starken – vorläufig noch –
Phantomschmerz des konservativen CDU-
Flügels bundesweit spiegelt sich doch eine
reale Befürchtung. Dort geht längst die
Angst um, dass sich auch das jetzt er-
kennbar große Wählerpotenzial konserva-
tiv-populistischer Art im deutschen Wes-
ten demnächst auf Wanderschaft begeben
könnte. Weil sich EU-Europa und Euro
immer als abstrakte Angstmacherthemen
ohne Extremismusbeigeschmack und mit
viel bürgerlichem Individualismus-Weih-
rauch eignen. Und weil die vorübergehen-
de Parkstation FDP für solche Stimmen-
potenziale dauerhaft diskreditiert ist.

10 % AfD West würde die Union weit
härter treffen als im Osten. Würde in so
manchem Bundesland zum Beispiel jene
schwarz-grünen Mehrheiten unmöglich
machen, die dort Teile der Union und gro-
ße Teile der veröffentlichten Meinung so

Richard Meng

Alarm bei den Konservativen
Nach den Landtagswahlen dieses Herbstes schwinden
die Auswege aus der Großen Koalition im Bund

Signal
der Stabilität

NGFH 10_2014_Inhalt_final.qxd  23.09.2014  15:40  Seite 9

Black L_143306_Inhalt.pdfSeptember 23, 2014 | 13:46:34 9



Aktuelles

1 0 N G | F H   1 0 | 2 014

gerne eines baldigen Tages hätten. Wür-
de durchaus aber auch rot-grüne Mehr-
heiten nicht gerade erleichtern und im
Bund sogar vollends unrealistisch werden
lassen.

Erst im Westen wird sich zeigen, ob und
in welcher Größenordnung solche Effekte
eintreten. Und 2015, wenn in Hamburg
und Bremen gewählt wird, mag das wegen
der dort recht eindeutigen Verhältnisse für
die Mehrheitsbildung auch noch relativ
gleichgültig sein. Insofern gilt durchaus: Es
liegen zwei Jahre vor uns, in denen sich
erst noch erweisen muss, ob die AfD tat-
sächlich dauerhaft jenen Staubsaugereffekt
in der strukturkonservativen Klientel aller
Parteien zustande bringt, der jetzt im
Osten so deutlich ablesbar war.

Dabei muss sich ja auch noch klären, ob
diese Partei es personell schafft, mit den bei
Parteigründungen unvermeidlichen Aus-

einandersetzungen mit den
vielen Trittbrettfahrern, Ego-
zentrikern und Gemütsoppo-
sitionellen fertig zu werden.

In der Fläche fehlt es da üblicherweise
schlicht an kompetenten und seriösen Mit-
streitern. Und für was streiten sie denn ei-
gentlich? Auch da ist bei der AfD zunächst
einmal mehr Klischee als Substanz, mehr
Anti als Programm.

Nun gilt auch bloßes Anti in wachsen-
den Milieus inzwischen als wählbares Kon-
zept, das gerade ist ja der Trend. Das Po-
tenzial dafür lässt sich bei rund 20 % der
abgegebenen Stimmen taxieren – und viel-
leicht noch einmal so viel bei denen, die
gar nicht erst zur Wahl gehen. Insofern
reicht es auch nicht aus,einfach nur von ei-
ner Anhebung der Wahlbeteiligung – durch
welche Maßnahmen auch immer – auto-
matisch einen Einflussverlust der Popu-
listen aller Schattierungen zu erwarten.

Wenn dieser Effekt, dass eine hohe Be-
teiligung eher den klassischen Parteien
nutzt, bei Bundestagswahlen immer noch
erkennbar ist, dann hängt das auch mit der
Relevanzfrage zusammen. Bei Landtags-

wahlen sehen die Menschen immer weni-
ger die reale Bedeutung der Wahlalterna-
tiven für ihr Lebensumfeld, entweder weil
wegen traditioneller, regionaler Parteien-
hegemonie sowieso alles vorentschieden
scheint oder weil die seriösen Parteien sich
landespolitisch mangels Handlungsspiel-
raum kaum unterscheiden. Auch deshalb
steigt die Neigung zu einem möglichst
provokativen Stimmverhalten.

Das Ergebnis lässt sich an Wahlaben-
den dann immer an der Vielfarbigkeit der
Parlamentszusammensetzungen ablesen.
Nur in Rheinland-Pfalz gibt es derzeit im
Landtag noch eine Drei-Parteien-Konstel-
lation. Normal geworden sind Fünfersys-
teme, SPD/Union/Grün plus im Osten die
Linkspartei sowie dann noch eine oder
zwei eher populistische Klein-Fraktionen,
zu denen inzwischen auch die parlamenta-
rischen Reste der FDP zu zählen sind.

Im Fünf-Parteien-System gibt es kaum
noch Mehrheitschancen jenseits einer Gro-
ßen Koalition (die im Osten am Beispiel
Brandenburg auch rot-rot sein kann), so-
lange die Populisten aus den Protestpar-
teien nicht regierungsfähig sind. Anhand
der Linkspartei wird bundesweit längst
die Verführung zur Realitätsverweigerung
spürbar, die daher kommt, dass der popu-
listisch erreichbare Stimmenblock so groß
geworden ist – und die Verlustrisiken bei
pragmatischer Regierungspolitik enorm
steigen, siehe auch hier Brandenburg. Und
anhand der AfD sieht man wieder einmal,
wie ungeheuer einfach es ist, mit Klischees
zu arbeiten.

Es sind dort nicht nur rechtsextreme
Klischees, diese Wertung wäre zu einfach.
Es ist auch eine Mischung aus Heimattü-
melei und Fremdenangst,
aus Überschaubarkeits-
sehnsucht, Bürokratieer-
fahrung und Antimoder-
nismus. Die Mischungen
wechseln da von Protest-
partei zu Protestpartei. Und ein kräftiger
Schuss Rechtsradikalität ist bei der AfD

Mehr Klischee
als Substanz
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genauso dabei wie eine Brise Neolibera-
lismus, wenn auch nur zur Begründung
letztlich nationalistischer Positionen.

Die Nation: Sie wird darüber wieder zu
einer Art gedanklicher Trutzburg gegen
die bösen weltweiten Gefahren. Das ist
selbst wiederum weltfremd und gefähr-
lich,aber es entspricht den Wahrnehmungs-
welten der nationalen Öffentlichkeit – so
bitter das ist nach Jahrzehnten europä-
ischer Integration. Nur ein Beispiel: Die
Auswertung der Berichterstattung der öf-
fentlich-rechtlichen Fernsehsender vor der
Europawahl 2014 zeigt, dass die Publikums-
akzeptanz immer dann besonders gering
war, wenn Sachthemen grenzüberschrei-
tend dargestellt wurden – also: realitätsnah.
Und besonders hoch, als es mediengerecht
und realitätsfern um emotionale Zuspit-
zung ging: pro oder kontra Euro.

Es gibt in der Demokratie auf Dauer
keinen anderen erfolgversprechenden Weg,
als die Dinge offen und offensiv anzuspre-
chen, die Auseinandersetzung anzuneh-
men. Nachdem nun in Frankreich sogar
schon eine rechtspopulistische und in Grie-
chenland eine linkspopulistische Regie-
rung denkbar werden, muss man in super-
stabilen deutschen Bundesländern wahr-
lich keine Kulturrevolutionen erwarten,
nur weil Populisten neu ins Parlament
kommen oder alte Parlamentsparteien
populistischer kalkulieren als bisher. Die
Perspektive kann nur darin liegen, nach
Möglichkeit gegen diese billigen Antwor-
ten zu immunisieren. Was die Gefahr ein-
schließt, dass der eine oder die andere im
Zuge offener Debatten eigene Neigungen
in solche eine Richtung überhaupt erst
entdeckt.

Dass die Klientel der Linkspartei – zu-
mal im Osten – da besonders anfällig ist,
erweist sich immer wieder. Anders herum
formuliert: die Linkspartei – zumal im
Osten – hatte hier bislang Bindekräfte. Es
ist aber fahrlässig, wenn die Parteispitze
dieser Auseinandersetzung aus dem Weg
geht, indem sie zunehmend lieber laut als

seriös argumentiert. Außer noch mehr
Sehnsucht nach Opposition wird dann
nicht viel werden.

Bei den Grünen wiederum verstärkt
sich eher noch die Gefahr bundespoliti-
schen Bedeutungsverlusts, weil Zweierko-
alitionen mit ihnen im Bund immer schwe-
rer mehrheitsfähig sein werden. Gleich-
zeitig steigt ihre machtpolitische Bedeu-
tung via Länder und Bundesrat, jedenfalls
solange Große Koalitionen in den Län-
dern nicht genauso unvermeidbar werden
wie im Bund. Und das führt – siehe Asyl-
debatte – zu einem Klärungsbedarf, dem
die Bundespartei derzeit kaum gewachsen
ist. Denn auch sie hat sich – aus Schwäche
– erst einmal nur in Oppositionsrhetorik
eingerichtet.

Die aktuelle Konstellation, dass eine
Große Koalition im Bund keine eigene
Mehrheit im Bundesrat hat, wäre so vor
Jahren schwer vorstellbar gewesen. Genau-
so wenig die Thüringer Verhältnisse, dass
eine CDU/SPD-Koalition rechnerisch nur
mehr auf einen Sitz Mehrheit kommt.Was
wiederum gemessen an allen Wahlberech-
tigten bedeutet: Nur 25 % haben dort ent-
weder CDU oder SPD gewählt.

Union und SPD haben jetzt aber durch-
aus die Chance, in Zeiten der Unübersicht-
lichkeit und weltpolitischen Gefährdung
wieder stärker einen Magnetismus der
Vernunft zu entwickeln,
der Menschen anzieht, die
in solchen Zeiten vor al-
lem Solidität wollen. Das
setzt Führungswillen und
Führungsfähigkeit voraus, wie sie hin-
sichtlich einiger südlicher bzw. südöst-
licher SPD-Landesverbände mitunter be-
zweifelt werden. Es setzt auch Bürgernähe
in einem sehr klassischen Sinn voraus: das
Verstehen von Sorgen und die Fähigkeit,
sich mit ihnen glaubwürdig auseinander-
zusetzen. Aktuell nicht zuletzt angesichts
massiv steigender Flüchtlingszahlen und
der Unterbringungsprobleme in den Kom-
munen, die sich daraus ergeben.

Magnetismus
der Vernunft
entwickeln
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Teilerfolge für Populisten einerseits und
keine Wechselstimmung andererseits: Das
war die Gefühlslage bei den drei Landtags-
wahlen dieses Herbstes und das entspricht
auch der Stimmungslage in der Republik
insgesamt. Gemessen an den Eruptionen
in den Parteiensystemen einiger Nachbar-
länder ist das kein besonders dramatischer
Befund.Aber weil auch in Deutschland die
Erosionsprozesse immer weiter gehen und
jetzt erstmals auch die deutschen Konser-
vativen dauerhaft davon erfasst sein könn-
ten, wäre es fahrlässig, die Zeichen zu
übersehen.

Es ist wahr: Im pragmatischen politi-
schen Alltag, zumal auf der Länderebene
mit ihrer meist schwachen medialen Reso-
nanz, ist es schwierig, auf den ersten Blick
viel zu ändern. Deshalb ist es auch immer

wieder so, dass dem Nachwahl-Erschre-
cken nach kurzem Innehalten die alte
Routine folgt. Und eher unausgesprochen
die Erfahrung bleibt, dass all die großen
Trends der Politik lokal und regional in
Wahrheit kaum umdrehbar sind. Dass sie
sich aus den nationalen und internationa-
len Verhältnissen ergeben – und aus der
Verfasstheit der populismusheischenden
Medienöffentlichkeit.

Aber reicht das, selbst wenn es als Er-
fahrung nachvollziehbar ist? Es reicht dann
nicht, wenn die kommunikative Kluft zwi-
schen öffentlichem Bild und politischer Ta-
gesroutine ignoriert und verdrängt wird. Es
wird dann spannend, wenn die Trends auf
dem Wählermarkt nicht nur als Slalomstan-
gen für Parteientaktik betrachtet werden.
Sondern als inhaltliche Herausforderung.

Vielleicht wissen es die Konjunkturfor-
scher besser (genau wissen sie’s auch erst
hinterher): Nach meiner laienhaften Ein-
sicht ist der sachte Abschwung des so aus-
dauernden Höhenfluges der deutschen
Wirtschaft die unausweichliche Konse-
quenz der Depression unserer europä-
ischen Nachbarn, Frankreichs vor allem,
das sich in einem desolaten Zustand befin-
det – nach wie vor, auf Gedeih und Ver-
derb, unser wichtigster Partner, China hin
oder her (dem überdies auch ein nicht zu
geringer Dämpfer verpasst wurde).

Seltsam: Manche unserer Landsleute
führten sich dennoch auf, als habe ihnen
der liebe Gott eine Insel der Seligen ge-

schenkt, auf der sie blühen und gedeihen
dürfen, ohne von dem Elend ringsherum
belästigt zu werden. Soweit sie die Misere
der Nachbarn zur Kenntnis nahm, hob
unsere Frau Kanzlerin für gewöhnlich den
Zeigefinger und mahnte, sich tapfer durch
die Härten der Reformen zu beißen (wie es
die Deutschen so beispielhaft vorexerziert
hatten und prompt belohnt wurden). Sie
deutete auf Griechenland und auf Spa-
nien: Zeigen sich nicht bei diesen hart be-
straften Erzsündern erste Symptome der
Besserung? Das mag sein. Aber in Frank-
reich wächst die Arbeitslosigkeit, mehren
sich die Pleiten, versackt die Stimmung
immer tiefer in der Resignation, legt sich

Klaus Harpprecht

Die Glosse: Krankheit geheilt, Patient verstorben
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